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Satzung des Sparkassenzweckverbandes Darmstadt und Dieburg 
 
 
 
 

Entwurf 
 
 
 
 
 
 
Zur Erläuterung der nachfolgenden Synopse: 
 
Die linke Spalte zeigt die derzeitige Fassung der Satzung des Sparkassenzweckverbandes Dieburg. 
 
Aus der mittleren Spalte ist der Entwurf der Satzung des künftigen Sparkassenzweckverbandes Darmstadt und Dieburg ersichtlich. Diese ergibt 
sich aus einer Änderung der Satzung des Sparkassenzweckverbandes Dieburg. Durch die Verwendung des Änderungsmodus ist ersichtlich, an 
welchen Stellen und in welcher Weise die Satzung des künftigen Sparkassenzweckverbandes Darmstadt und Dieburg von der derzeitigen Satzung 
des Sparkassenzweckverbandes Dieburg abweicht. 
 
Die rechte Spalte enthält Anmerkungen, die das Verständnis der jeweiligen Regelungsvorschläge erleichtern sollen.  
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Satzung des 
Sparkassenzweckverbandes Dieburg 

Fassung vom 31. Dezember 2022 

Satzung des Sparkassenzweckverbandes 
Darmstadt und Dieburg 

Entwurfsfassung 

 
Anmerkungen 

I. Allgemeine Bestimmungen I. Allgemeine Bestimmungen  
§ 1 
Rechtsnatur, Name, Sitz 
 
(1) Die nachgenannten Gebietskörperschaften: 
 
1. Landkreis Darmstadt-Dieburg 
2. Stadt Babenhausen 
3. Stadt Dieburg 
4. Gemeinde Eppertshausen 
5. Gemeinde Fischbachtal 
6. Stadt Groß-Bieberau 
7. Stadt Groß-Umstadt 
8. Gemeinde Groß-Zimmern 
9. Gemeinde Messel 
10. Gemeinde Münster 
11. Gemeinde Otzberg 
12. Stadt Reinheim 
13. Stadt Rodgau 
14. Stadt Rödermark 
15. Gemeinde Roßdorf 
16. Gemeinde Schaafheim 
 
 
bilden einen Zweckverband im Sinne des Gesetzes 
über die kommunale Gemeinschaftsarbeit vom 
16.12.1969. Der Verband ist eine Körperschaft des 
öffentlichen Rechts. Er führt ein Siegel. 
 
(2) Der Verband führt den Namen „Sparkassen-
zweckverband Dieburg“. Er hat seinen Sitz in 
Groß-Umstadt. 
 
(3) Der Verband ist Mitglied des Sparkassen- und 
Giroverbandes Hessen-Thüringen. 

§ 1 
Rechtsnatur, Name, Sitz 
 
(1) Die nachgenannten Gebietskörperschaften: 
 
1. Landkreis Darmstadt-Dieburg 
2. Wissenschaftsstadt Darmstadt  
3. Stadt Rödermark 
4. Stadt Groß-Umstadt  
5. Stadt Babenhausen  
6. Stadt Reinheim  
7. Stadt Dieburg  
8. Stadt Rodgau  
9. Gemeinde Groß-Zimmern 
10. Gemeinde Münster  
11. Gemeinde Schaafheim 
12. Gemeinde Otzberg 
13. Gemeinde Eppertshausen 
14. Stadt Groß-Bieberau 
15. Gemeinde Roßdorf 
16. Gemeinde Fischbachtal 
17. Gemeinde Messel 
 
bilden einen Zweckverband im Sinne des Geset-
zes über die kommunale Gemeinschaftsarbeit vom 
16.12.1969. Der Verband ist eine Körperschaft des 
öffentlichen Rechts. Er führt ein Siegel. 
 
(2) Der Verband führt den Namen „Sparkassen-
zweckverband Darmstadt und Dieburg“. Er hat sei-
nen Sitz in Groß-Umstadt. 
 
(3) Der Verband ist Mitglied des Sparkassen- und 
Giroverbandes Hessen-Thüringen. 

 
 
 
 
 
 
Die Wissenschaftsstadt Darmstadt tritt als neues 
Mitglied bei; insgesamt erfolgt die Reihung der Ge-
bietskörperschaften nunmehr nach der Anzahl der 
relevanten Einwohner. Bei einzelnen Zweckver-
bandsmitgliedern jenseits des Landkreises Darm-
stadt-Dieburg und der Wissenschaftsstadt Darm-
stadt ist nur der Teil des Stadt- bzw. Gemeindege-
bietes relevant, der bislang Teil des Verbandge-
biets des bisherigen Sparkassenzweckverbandes 
Dieburg war. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Während die Sparkasse ihren Sitz in Darmstadt 
haben soll, soll Groß-Umstadt Sitz des Sparkas-
senzweckverbandes bleiben. 
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§ 2 
Verbandsgebiet 
 
Das Verbandsgebiet umfasst das Gebiet der betei-
ligten Gebietskörperschaften, soweit sie in das Ge-
biet des früheren Landkreises Dieburg nach dem 
Stand vom 31.12.1976 fallen: Aus dem Landkreis 
Darmstadt-Dieburg das Gebiet des früheren Land-
kreises Dieburg, aus der Gemeinde Messel das 
Gebiet der früheren Grube Messel, aus der Stadt 
Rodgau das Gebiet der früheren Gemeinde Nieder-
Roden, aus der Gemeinde Roßdorf das Gebiet der 
früheren Gemeinde Gundernhausen und im Übri-
gen die Gebiete der Verbandsmitglieder nach § 1 
Abs. 1 Nr. 2 bis 8, 10 bis 12, 14 und 16. 
 

§ 2 
Verbandsgebiet 
 
Das Verbandsgebiet umfasst das Gebiet der betei-
ligten Gebietskörperschaften, soweit sie in das Ge-
biet des früheren Landkreises Dieburg nach dem 
Stand vom 31.12.1976 fallen: Aus dem Landkreis 
Darmstadt-Dieburg das Gebiet des früheren Land-
kreises Dieburg, aus der Gemeinde Messel das 
Gebiet der früheren Grube Messel, aus der Stadt 
Rodgau das Gebiet der früheren Gemeinde Nie-
der-Roden, aus der Gemeinde Roßdorf das Gebiet 
der früheren Gemeinde Gundernhausen und im 
Übrigen die Gebiete der Verbandsmitglieder nach 
§ 1 Abs. 1 Nr. 12 bis 78, 10 bis 132 und, 9154 
bisund 176. 

Das Verbandsgebiet ist eine räumliche Dimension. 
In räumlicher Hinsicht sind die Gebiete der Zweck-
verbandsmitglieder gem. § 1 Abs. 1 Ziff. 2, 4 bis 
13, 16 und 17 Teilgebiete des Landkreises Darm-
stadt-Dieburg. Entsprechend umfasst das Gebiet 
des Landkreises Darmstadt-Dieburg auch das Ge-
biet dieser Zweckverbandsmitglieder und ihre ge-
sonderte Nennung ist entbehrlich bzw. ihr Gebiet 
wird mit der Nennung neben dem Gebiet des 
Landkreises doppelt erfasst (was aber unschädlich 
ist). Der Landkreis muss aufgeführt werden, um 
den westlichen Kreisteil zu erfassen. Eine alterna-
tive Formulierung könnte lauten: „Das Verbands-
gebiet umfasst aus der Stadt Rodgau das Gebiet 
der früheren Gemeinde Nieder-Roden sowie die 
Gebiete der Wissenschaftsstadt Darmstadt, der 
Stadt Rödermark und des Landkreises Darmstadt-
Dieburg. 

§ 3 
Trägerschaft und Haftung 
 
(1) Der Verband ist der Träger der Sparkasse Die-
burg - Zweckverbandssparkasse – Sitz Groß-Um-
stadt. Die Anstaltslast wird ersetzt durch die folgen-
den Bestimmungen. Der Träger unterstützt die 
Sparkasse bei der Erfüllung ihrer Aufgaben mit der 
Maßgabe, dass ein Anspruch der Sparkasse gegen 
den Träger oder eine sonstige Verpflichtung des 
Trägers, der Sparkasse Mittel zur Verfügung zu 
stellen, nicht besteht. 
 
 
(2) Die Sparkasse haftet für ihre Verbindlichkeiten 
mit ihrem gesamten Vermögen. Der Träger der 
Sparkasse haftet nicht für deren Verbindlichkeiten. 

§ 3 
Trägerschaft und Haftung 
 
(1) Der Verband ist der Träger der Sparkasse 
Darmstadt und Dieburg - Zweckverbandsspar-
kasse –mit Sitz in DarmstadtGroß-Umstadt. Die 
Anstaltslast wird ersetzt durch die folgenden Best-
immungen. Der Träger unterstützt die Sparkasse 
bei der Erfüllung ihrer Aufgaben mit der Maßgabe, 
dass ein Anspruch der Sparkasse gegen den Trä-
ger oder eine sonstige Verpflichtung des Trägers, 
der Sparkasse Mittel zur Verfügung zu stellen, 
nicht besteht. 
 
(2) Die Sparkasse haftet für ihre Verbindlichkeiten 
mit ihrem gesamten Vermögen. Der Träger der 
Sparkasse haftet nicht für deren Verbindlichkeiten. 

 
 
 
Der Namenszusatz „Zweckverbandssparkasse“ 
soll entfallen. Dies lässt unberührt, dass es sich 
weiterhin um eine Zweckverbandssparkasse han-
delt. Zur Vereinfachung soll die Sparkasse in der 
Satzung durchgängig als solche adressiert werden 
(bislang: Zweckverbandssparkasse). 
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§ 4 
Mitgliedschaft 
 
(1) Dem Verband können auf Antrag weitere kom-
munale Gebietskörperschaften beitreten. Der Bei-
tritt wird mit dem Beginn des auf die Genehmigung 
der Satzungsänderung (§ 1 Abs. 1) folgenden Ka-
lenderjahres wirksam. 
 
(2) Ein Mitglied kann nach Anhörung des Verwal-
tungsrates der Sparkasse Dieburg und des Spar-
kassen- und Giroverbandes Hessen-Thüringen 
sein Ausscheiden aus dem Verband beantragen. 
Der Antrag muss spätestens drei Monate vor Been-
digung des laufenden Kalenderjahres schriftlich un-
ter Beifügung von Stellungnahmen der Zweckver-
bandssparkasse und des Sparkassen- und Giro-
verbandes Hessen-Thüringen gestellt werden. Wird 
dem Antrag durch die Verbandsversammlung statt-
gegeben, so endet die Mitgliedschaft zum Schluss 
des auf die Antragstellung folgenden Kalenderjah-
res. 
 
(3) Ein Mitglied kann ungeachtet der Voraussetzun-
gen nach Abs. 2 seine Mitgliedschaft aus wichti-
gem Grunde kündigen. Die Kündigung ist dem Ver-
bandsvorstand gegenüber schriftlich zu erklären. 
 
(4) Scheidet ein Verbandsmitglied aus dem Zweck-
verband aus, hat es keinen Anspruch auf Aus-
schüttung von Vermögensanteilen des Zweckver-
bandes und der Sparkasse. 
 
(5) Der Beitritt eines neuen Mitgliedes (Abs. 1), das 
Ausscheiden eines Mitgliedes (Abs. 2) und die 
Kündigung aus wichtigem Grunde (Abs. 3) bedür-
fen zu ihrer Wirksamkeit der Genehmigung der 
Aufsichtsbehörde. 

§ 4 
Mitgliedschaft 
 
(1) Dem Verband können auf Antrag weitere kom-
munale Gebietskörperschaften beitreten. Der Bei-
tritt wird mit dem Beginn des auf die Genehmigung 
der Satzungsänderung (§ 1 Abs. 1) folgenden Ka-
lenderjahres wirksam. 
 
(2) Ein Mitglied kann nach Anhörung des Verwal-
tungsrates der Sparkasse Darmstadt und Dieburg 
und des Sparkassen- und Giroverbandes Hessen-
Thüringen sein Ausscheiden aus dem Verband be-
antragen. Der Antrag muss spätestens drei Monate 
vor Beendigung des laufenden Kalenderjahres 
schriftlich unter Beifügung von Stellungnahmen der 
ZweckverbandssSparkasse und des Sparkassen- 
und Giroverbandes Hessen-Thüringen gestellt wer-
den. Wird dem Antrag durch die Verbandsver-
sammlung stattgegeben, so endet die Mitglied-
schaft zum Schluss des auf die Antragstellung fol-
genden Kalenderjahres. 
 
(3) Ein Mitglied kann ungeachtet der Voraussetzun-
gen nach Abs. 2 seine Mitgliedschaft aus wichti-
gem Grunde kündigen. Die Kündigung ist dem Ver-
bandsvorstand gegenüber schriftlich zu erklären. 
 
(4) Scheidet ein Verbandsmitglied aus dem Zweck-
verband aus, hat es keinen Anspruch auf Aus-
schüttung von Vermögensanteilen des Zweckver-
bandes und der Sparkasse. 
 
(5) Der Beitritt eines neuen Mitgliedes (Abs. 1), das 
Ausscheiden eines Mitgliedes (Abs. 2) und die 
Kündigung aus wichtigem Grunde (Abs. 3) bedür-
fen zu ihrer Wirksamkeit der Genehmigung der Auf-
sichtsbehörde. 

 
 
 
 
Regelung soll vor dem Hintergrund des vorgese-
henen Starttermins für den erweiterten Zweckver-
band (1. Juli 2025) nicht fortgeführt werden.  
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II. Verfassung und Verwaltung II. Verfassung und Verwaltung  
§ 5 
Organe 
 
Die Organe des Verbandes sind: 
1. die Verbandsversammlung, 
2. der Verbandsvorstand. 

§ 5 
Organe 
 
Die Organe des Verbandes sind: 
1. die Verbandsversammlung, 
2. der Verbandsvorstand. 

 

§ 6 
Zusammensetzung der Verbandsversammlung 
 
(1) Die Verbandsversammlung besteht aus drei 
Vertretern des Landkreises, je 1 Vertreter der wei-
teren Verbandsmitglieder, soweit diese nicht mehr 
als 10.000 Einwohner haben, im Übrigen aus je 
zwei Vertretern. Für die Einwohnerzahl ist das Ver-
bandsgebiet gemäß § 2 maßgebend. Die Vertreter 
der Mitglieder nach § 1 Abs.1 Nr. 9,13 und 15 sol-
len ihren Wohnsitz im Verbandsgebiet haben 
 
 
Die Verbandsversammlung wählt aus ihrer Mitte ei-
nen Vorsitzenden und einen Stellvertreter. 
 
(2) Die Vertreter der Verbandsmitglieder werden 
von ihren Vertretungskörperschaften für deren 
Wahlzeit aus dem Kreis der zu der Vertretungskör-
perschaft des Verbandsmitgliedes wählbaren Per-
sonen gewählt. Für den Vertreter wählt die Vertre-
tungskörperschaft einen Stellvertreter; Satz 1 gilt 
entsprechend. 
 
(3) Persönlich haftende Gesellschafter, Kommandi-
tisten, Aufsichtsrats-, Verwaltungsrats- oder Vor-
standsmitglieder oder Bedienstete von Kreditinsti-
tuten oder anderen Unternehmungen, die im Wett-
bewerb mit der Sparkasse Einlagen annehmen 
oder gewerbsmäßig Kreditgeschäfte betreiben oder 

§ 6 
Zusammensetzung der Verbandsversammlung 
 
(1) Die Verbandsversammlung besteht aus je 
sechsdrei Vertretern des Landkreises und der Wis-
senschaftsstadt Darmstadt, je 1 Vertreter der weite-
ren Verbandsmitglieder, soweit diese nicht mehr 
als 10.000 Einwohner haben, im Übrigen aus je 
zwei Vertretern. Für die Einwohnerzahl ist das Ver-
bandsgebiet gemäß § 2 maßgebend. Die Vertreter 
desr Mitgliedesr nach § 1 Abs.1 Nr. 8149,13 und 
15 sollen ihren Wohnsitz im Verbandsgebiet haben 
 
Die Verbandsversammlung wählt aus ihrer Mitte ei-
nen Vorsitzenden und einen Stellvertreter. 
 
(2) Die Vertreter der Verbandsmitglieder werden 
von ihren Vertretungskörperschaften für deren 
Wahlzeit aus dem Kreis der zu der Vertretungskör-
perschaft des Verbandsmitgliedes wählbaren Per-
sonen gewählt. Für den Vertreter wählt die Vertre-
tungskörperschaft einen Stellvertreter; Satz 1 gilt 
entsprechend. 
 
(3) Persönlich haftende Gesellschafter, Kommandi-
tisten, Aufsichtsrats-, Verwaltungsrats- oder Vor-
standsmitglieder oder Bedienstete von Kreditinsti-
tuten oder anderen Unternehmungen, die im Wett-
bewerb mit der Sparkasse Einlagen annehmen 
oder gewerbsmäßig Kreditgeschäfte betreiben oder 

 
Die Anzahl der Vertreter der einzelnen Mitglieder 
in der Verbandsversammlung ist frei gestaltbar. 
Das Stimmgewicht, das den Vertretern eines Mit-
glieds in der Verbandsversammlung zukommt, 
hängt nicht von deren Anzahl, sondern von dem in 
§ 8 Abs. 4 definierten Stimmgewicht ab (kein Kopf-
stimmrecht). 
 
Diese besondere Vorgabe bezieht sich künftig nur 
noch auf die Stadt Rodgau, da sie künftig die ein-
zige Kommune ist, deren Gebiet nicht vollständig 
im Verbandsgebiet liegt. 
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vermitteln, sind als Vertreter der Verbandsmitglie-
der in der Verbandsversammlung nicht wählbar; 
entsprechendes gilt für den Stellvertreter. 
 
(4) Die Mitgliedschaft in der Verbandsversammlung 
erlischt, wenn die Voraussetzungen der Wahl des 
Mitgliedes wegfallen. 
 
(5) Die Vertreter üben ihr Amt nach Ablauf ihrer 
Amtszeit bis zum Amtsantritt der neu gewählten 
Vertreter weiter aus. 

vermitteln, sind als Vertreter der Verbandsmitglie-
der in der Verbandsversammlung nicht wählbar; 
entsprechendes gilt für den Stellvertreter. 
 
(4) Die Mitgliedschaft in der Verbandsversammlung 
erlischt, wenn die Voraussetzungen der Wahl des 
Mitgliedes wegfallen. 
 
(5) Die Vertreter üben ihr Amt nach Ablauf ihrer 
Amtszeit bis zum Amtsantritt der neu gewählten 
Vertreter weiter aus. 

§ 7 
Zuständigkeit der Verbandsversammlung 
 
Die Verbandsversammlung beschließt über alle 
Angelegenheiten des Verbandes, soweit sich aus 
der Satzung nichts anderes ergibt. Insbesondere 
obliegen ihr folgende Angelegenheiten: 

1. Die Wahl des Vorsitzenden der Verbandsver-
sammlung und seines Stellvertreters, 

2. die Wahl des stellvertretenden Verbandsvorsit-
zenden, 

3. die Wahl der weiteren Mitglieder des Ver-
bandsvorstandes und ihrer Stellvertreter, 

4. die Abberufung des stellvertretenden Ver-
bandsvorsitzenden und der weiteren Mitglieder 
des Verbandsvorstandes, 

5. die Wahl der sachkundigen Mitglieder des Ver-
waltungsrates der Zweckverbandssparkasse 
nach § 5b Abs. 1 Satz 1 HSpG und § 31 Abs. 1 
Nr. 2 der Satzung der Zweckverbandsspar-
kasse nach Anhörung der zur Wahl stehenden 
Personen, 

6. der Beitritt und das Ausscheiden von Ver-
bandsmitgliedern, 

§ 7 
Zuständigkeit der Verbandsversammlung 
 
Die Verbandsversammlung beschließt über alle   
Angelegenheiten des Verbandes, soweit sich aus 
der Satzung nichts anderes ergibt. Insbesondere 
obliegen ihr folgende Angelegenheiten: 

1. Die Wahl des Vorsitzenden der Verbandsver-
sammlung und seines Stellvertreters, 

2. die Wahl des zweiten stellvertretenden Ver-
bandsvorsitzenden, 

3. die Wahl der weiteren Mitglieder des Ver-
bandsvorstandes und ihrer Stellvertreter, 

4. die Abberufung des zweiten stellvertretenden 
Verbandsvorsitzenden und der weiteren Mit-
glieder des Verbandsvorstandes, 

5. die Wahl der sachkundigen Mitglieder des Ver-
waltungsrates der ZweckverbandssSparkasse 
nach § 5b Abs. 1 Satz 1 HSpG und § 31 Abs. 1 
Nr. 2 der Satzung der ZweckverbandssSpar-
kasse nach Anhörung der zur Wahl stehenden 
Personen, 

6. der Beitritt und das Ausscheiden von Ver-
bandsmitgliedern, 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Künftig soll neben dem Landrat des Landkreises 
Darmstadt-Dieburg auch der Oberbürgermeister 
der Wissenschaftsstadt Darmstadt dem Verbands-
vorstand als geborenes Mitglied angehören. Sie 
sollen sich im Vorsitz abwechseln. Es wird vorge-
schlagen, in Fortführung der im Sparkassenzweck-
verband Dieburg bestehenden Regelung neben 
dem geborenen (ersten) stv. Vorsitzenden einen 
zweiten gewählten stv. Verbandsvorsitzenden vor-
zusehen, der aus dem Kreis der Mitglieder der Ma-
gistrate der weiteren Zweckverbandsmitglieder zu 
wählen ist, vgl. § 9 Abs. 2.  
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7. die Festsetzung der den Vertretern in der Ver-
bandsversammlung und den Mitgliedern des 
Verbandsvorstandes zu zahlenden Sitzungs-
gelder, 

8. der Erlass und die Änderung der Satzung der 
Zweckverbandssparkasse (§ 10 HSpG), 

9. die Verteilung von Überschüssen der Zweck-
verbandssparkasse nach § 15 dieser Satzung, 

10. die Inanspruchnahme der Verbandsmitglieder 
nach § 20 Abs. 4 und 5, 

11. die Vereinigung oder Auflösung der Zweckver-
bandssparkasse, 

12. die Änderung der Verbandssatzung, 

13. die Auflösung des Zweckverbandes. 

7. die Festsetzung der den Vertretern in der Ver-
bandsversammlung und den Mitgliedern des 
Verbandsvorstandes zu zahlenden Sitzungs-
gelder, 

8. der Erlass und die Änderung der Satzung der 
ZweckverbandssSparkasse (§ 10 HSpG), 

9. die Verteilung von Überschüssen der Zweck-
verbandssSparkasse nach § 15 dieser Sat-
zung, 

10. die Inanspruchnahme der Verbandsmitglieder 
nach § 20 Abs. 4 und 5, 

11. die Vereinigung oder Auflösung der Zweckver-
bandssSparkasse, 

12. die Änderung der Verbandssatzung, 

13. die Auflösung des Zweckverbandes. 
§ 8 
Sitzungen der Verbandsversammlung 
 
(1) Die Verbandsversammlung wird von ihrem Vor-
sitzenden mindestens einmal im Jahr einberufen. 
Sie ist außerdem einzuberufen, wenn mindestens 
ein Drittel ihrer Mitglieder oder der Verbandsvor-
stand es unter Angabe des Beratungsgegenstan-
des beantragt. 
 
(2) Den Sitzungsort und den Zeitpunkt bestimmt 
der Vorsitzende der Verbandsversammlung. Der 
Verbandsvorstand soll vorher gehört werden. Die 
Einladung muss die Tagesordnung enthalten und 
soll so rechtzeitig abgesandt werden, dass sie den 
Verbandsmitgliedern spätestens zwei Wochen vor 
Sitzung zugeht. 
 
(3) Die Verbandsversammlung ist beschlussfähig, 
wenn mehr als die Hälfte der satzungsmäßigen 

§ 8 
Sitzungen der Verbandsversammlung 
 
(1) Die Verbandsversammlung wird von ihrem Vor-
sitzenden mindestens einmal im Jahr einberufen. 
Sie ist außerdem einzuberufen, wenn mindestens 
ein Drittel ihrer Mitglieder oder der Verbandsvor-
stand es unter Angabe des Beratungsgegenstan-
des beantragt. 
 
(2) Den Sitzungsort und den Zeitpunkt bestimmt 
der Vorsitzende der Verbandsversammlung. Der 
Verbandsvorstand soll vorher gehört werden. Die 
Einladung muss die Tagesordnung enthalten und 
soll so rechtzeitig abgesandt werden, dass sie den 
Verbandsmitgliedern spätestens zwei Wochen vor 
Sitzung zugeht. 
 
(3) Die Verbandsversammlung ist beschlussfähig, 
wenn mehr als die Hälfte der satzungsmäßigen 
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Stimmen und mehr als die Hälfte der Zahl der Ver-
bandsmitglieder vertreten ist. Bei Beschlussunfä-
higkeit der Verbandsversammlung kann binnen vier 
Wochen zur Erledigung der gleichen Tagesord-
nung eine neue Sitzung einberufen werden. In die-
ser Sitzung ist die Verbandsversammlung ohne 
Rücksicht auf die Zahl der Vertretenen beschluss-
fähig. Hierauf ist in der Einladung zur zweiten Sit-
zung ausdrücklich hinzuweisen. 
 
(4) Die Verbandsmitglieder nach § 1 Abs. 1 Nr. 2-
16 haben je 1 Stimme bei einer Einwohnerzahl bis 
10.000 und je 2 Stimmen, soweit die Einwohner-
zahl mehr als 10.000 beträgt. Für die Einwohner-
zahl ist das Verbandsgebiet gemäß § 2 maßge-
bend. Der Landkreis hat eine Stimme mehr als die 
genannten Verbandsmitglieder. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Stimmen und mehr als die Hälfte der Zahl der Ver-
bandsmitglieder vertreten ist. Bei Beschlussunfä-
higkeit der Verbandsversammlung kann binnen vier 
Wochen zur Erledigung der gleichen Tagesord-
nung eine neue Sitzung einberufen werden. In die-
ser Sitzung ist die Verbandsversammlung ohne 
Rücksicht auf die Zahl der Vertretenen beschluss-
fähig. Hierauf ist in der Einladung zur zweiten Sit-
zung ausdrücklich hinzuweisen. 
 
(4) 1Die Verbandsmitglieder nach § 1 Abs. 1 Nr. 32 
und 4-176 haben je 1 Stimme bei einer Einwohner-
zahl bis 10.000 und je 2 Stimmen, soweit die Ein-
wohnerzahl mehr als 10.000 beträgt. 2Für die Ein-
wohnerzahl sind die Einwohnerzahlen, die das 
Hessische Statistische Landesamt zuletzt veröf-
fentlicht hat, und ist das Verbandsgebiet gemäß 
§ 2 maßgebend, im Hinblick auf die Gemeinde 
Messel beschränkt auf das Gebiet der früheren 
Grube Messel und im Hinblick auf die Gemeinde 
Roßdorf beschränkt auf das Gebiet der früheren 
Gemeinde Gundernhausen. 3Der Landkreis hat 
zum einen eine Stimme mehr als die genannten 
Verbandsmitglieder. 
 
4Zusätzlich hat der Landkreis diejenige Anzahl an 
Stimmen, die 40 v.H. derjenigen Zahl entsprechen, 
die sich ergibt, wenn die sich gemäß den Sätzen 1 
bis 3 ergebende Stimmenzahl zunächst durch 33,9 
geteilt, sodann mit 66,1 multipliziert und schließlich 
kaufmännisch auf die nächste ganze Zahl gerundet 
wird. 5Die sich so für den Landkreis ergebende An-
zahl weiterer Stimmen wird kaufmännisch auf die 
nächste ganze Zahl gerundet. 
 
6Die Wissenschaftsstadt Darmstadt hat diejenige 
Anzahl an Stimmen, die sich ergibt, wenn die sich 
gemäß den Sätzen 1 bis 3 ergebende Stimmenzahl 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Bezugsgröße ergänzt; Maßstab bereits in § 20 
Abs. 3 am Ende verwandt. 
 
Ergänzung erforderlich, da die Gemeinden Messel 
und Roßdorf zukünftig vollständig im Verbandsge-
biet liegen, bezogen auf die Stimmrechte aber der 
Istzustand bzgl. Sparkassenzweckverband Die-
burg konserviert werden soll. 
 
 
 
Umsetzung der neuen Stimmverteilung. Die An-
passung erfolgt dergestalt, dass aus den sich für 
die bisherige Gruppe „Träger Ausgangssparkasse 
Dieburg“ untereinander für die Stimmenzahl erge-
benden Werten die entsprechenden Zahlen für die 
Gruppe „Träger Ausgangssparkasse Darmstadt“ 
mit der Maßgabe abgeleitet werden, dass sich das 
Verhältnis 33,9 : 66,1 einstellt. Untereinander wird 
dann noch die Relation 60 v.H. Wissenschaftsstadt 
Darmstadt und 40 v.H. Landkreis Darmstadt-Die-
burg hergestellt. Bzgl. der Stimmrechte erfolgt eine 
Rundung auf ganze Zahlen. 
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(5) Beschlüsse werden mit einer Mehrheit von zwei 
Dritteln der satzungsmäßigen Stimmen gefasst. 
Beschlüsse über Abweichungen von der Sparkas-
senmustersatzung und Beschlüsse nach § 7 Ziff. 6, 
11, 12 und 13 bedürfen einer Mehrheit von drei 
Viertel der satzungsmäßigen Stimmen. 
 
 
 
(6) Geheimabstimmung ist unzulässig. Gewählt 
wird schriftlich und geheim. Wahlen können durch 
Zurufe oder Handaufheben erfolgen, wenn keiner 
der anwesenden Vertreter widerspricht. 
 
(7) Kein Vertreter darf bei Angelegenheiten bera-
tend oder abstimmend mitwirken, wenn die Ent-
scheidung ihm selbst, seinem Ehegatten, seinen 
Verwandten bis zum 3. oder Verschwägerten bis 
zum 2. Grad oder einer von ihm kraft Gesetzes 
oder Vollmacht vertretenen Person einen unmittel-
baren Vorteil oder Nachteil bringen kann. Ob ein 
Widerstreit der Interessen vorliegt, entscheidet die 
Verbandsversammlung. 
 
(8) Der Verbandsvorstand und die Mitglieder der 
Organe der Zweckverbandssparkasse nehmen an 

zunächst durch 33,9 geteilt, sodann mit 66,1 multi-
pliziert und schließlich kaufmännisch auf die 
nächste ganze Zahl gerundet wird, soweit diese 
Stimmen nicht gemäß den Sätzen 4 und 5 auf den 
Landkreis entfallen. 
 
(4a) Sofern ein Verbandsmitglied über mehrere 
Stimmen verfügt, können diese nur einheitlich ab-
gegeben werden. Die Ausübung des Stimmrechts 
erfolgt durch einen Stimmführer, der widerruflich für 
die jeweilige Wahlperiode bestimmt wird. 
 
(5) Beschlüsse werden mit einer Mehrheit von zwei 
Dritteln der satzungsmäßigen Stimmen gefasst. 
Beschlüsse über Abweichungen von der Sparkas-
senmustersatzung und Beschlüsse nach § 7 Ziff. 6, 
11, 12 und 13 bedürfen einer Mehrheit von drei 
Viertel der satzungsmäßigen Stimmen und zusätz-
lich der Stimmen der Mehrheit der Verbandsmitglie-
der. 
 
(6) Geheimabstimmung ist unzulässig. Gewählt 
wird schriftlich und geheim. Wahlen können durch 
Zurufe oder Handaufheben erfolgen, wenn keiner 
der anwesenden Vertreter widerspricht. 
 
(7) Kein Vertreter darf bei Angelegenheiten bera-
tend oder abstimmend mitwirken, wenn die Ent-
scheidung ihm selbst, seinem Ehegatten, seinen 
Verwandten bis zum 3. oder Verschwägerten bis 
zum 2. Grad oder einer von ihm kraft Gesetzes 
oder Vollmacht vertretenen Person einen unmittel-
baren Vorteil oder Nachteil bringen kann. Ob ein 
Widerstreit der Interessen vorliegt, entscheidet die 
Verbandsversammlung. 
 
(8) Der Verbandsvorstand und die Mitglieder der 
Organe der ZweckverbandssSparkasse nehmen 
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den Sitzungen der Verbandsversammlung bera-
tend teil. Sie müssen auf Verlangen jederzeit zu 
den Beratungsgegenständen gehört werden. Der 
Verbandsvorstand ist verpflichtet, der Verbandsver-
sammlung auf Anforderung Auskünfte zu den Bera-
tungsgegenständen zu erteilen und Rechenschaft 
zu legen. 
 
(9) Über die von der Verbandsversammlung ge-
fassten Beschlüsse ist eine Niederschrift zu ferti-
gen, in der die Verhandlungsgegenstände und das 
Beratungsergebnis verzeichnet sind. Die Nieder-
schrift ist von dem Vorsitzenden der Verbandsver-
sammlung und einem von der Verbandsversamm-
lung zu bestimmenden Mitglied zu unterzeichnen. 
 
(10) Zu ihrer ersten Sitzung nach Ablauf der Wahl-
zeit ihrer Mitglieder wird die Verbandsversammlung 
von dem Verbandsvorsitzenden einberufen; er lei-
tet die Sitzung bis zur Wahl des Vorsitzenden. 

an den Sitzungen der Verbandsversammlung bera-
tend teil. Sie müssen auf Verlangen jederzeit zu 
den Beratungsgegenständen gehört werden. Der 
Verbandsvorstand ist verpflichtet, der Verbandsver-
sammlung auf Anforderung Auskünfte zu den Bera-
tungsgegenständen zu erteilen und Rechenschaft 
zu legen. 
 
(9) Über die von der Verbandsversammlung ge-
fassten Beschlüsse ist eine Niederschrift zu ferti-
gen, in der die Verhandlungsgegenstände und das 
Beratungsergebnis verzeichnet sind. Die Nieder-
schrift ist von dem Vorsitzenden der Verbandsver-
sammlung und einem von der Verbandsversamm-
lung zu bestimmenden Mitglied zu unterzeichnen. 
 
(10) Zu ihrer ersten Sitzung nach Ablauf der Wahl-
zeit ihrer Mitglieder wird die Verbandsversammlung 
von dem Verbandsvorsitzenden einberufen; er lei-
tet die Sitzung bis zur Wahl des Vorsitzenden. 

§ 9 
Zusammensetzung des Verbandsvorstandes 
 
(1) Der Verbandsvorstand besteht aus dem Ver-
bandsvorsitzenden, dessen Stellvertreter und fünf 
Mitgliedern. Sie versehen ihr Amt ehrenamtlich. 
 
 
(2) Die Verbandsversammlung wählt auf die Dauer 
der Wahlzeit der Vertretungskörperschaften der 
Verbandsmitglieder den Stellvertreter des Ver-
bandsvorsitzenden, fünf Mitglieder und für jedes 
Mitglied einen Stellvertreter. Der Stellvertreter des 
Verbandsvorsitzenden ist aus dem Kreis der Mit-
glieder der Verwaltungsorgane der Verbandsmit-
glieder nach § 1 Abs. 1 Nr. 2 bis 16 zu wählen. Die 
fünf weiteren Mitglieder und ihre Stellvertreter wer-
den aus dem Kreis der zu den Vertretungskörper-

§ 9 
Zusammensetzung des Verbandsvorstandes 
 
(1) Der Verbandsvorstand besteht aus dem Ver-
bandsvorsitzenden, dessen ersten und zweiten 
Stellvertreter und zehnfünf Mitgliedern. Sie verse-
hen ihr Amt ehrenamtlich. 
 
(2) Die Verbandsversammlung wählt auf die Dauer 
der Wahlzeit der Vertretungskörperschaften der 
Verbandsmitglieder den zweiten Stellvertreter des 
Verbandsvorsitzenden, zehnfünf Mitglieder und für 
jedes Mitglied einen Stellvertreter. Der zweite Stell-
vertreter des Verbandsvorsitzenden ist aus dem 
Kreis der Mitglieder der Verwaltungsorgane der 
Verbandsmitglieder nach § 1 Abs. 1 Nr. 32 bis 176 
zu wählen. Die zehnfünf weiteren Mitglieder und 
ihre Stellvertreter werden aus dem Kreis der zu den 
Vertretungskörperschaften der Verbandsmitglieder 

 
 
 
Die Anzahl der Mitglieder des Verbandsvorstandes 
ist frei gestaltbar. 
 
 
 
Modifizierte Fortführung die im Sparkassenzweck-
verband Dieburg bestehende Regelung, wonach 
der stv. Verbandsvorsitzende aus dem Kreis der 
Mitglieder der Magistrate der Mitgliedskommunen 
zu wählen ist. Die Anpassung besteht darin, dass 
sich die Regelung jetzt auf den zweiten Stellvertre-
ter bezieht. Hintergrund ist, dass sich der Landrat 
des Landkreises Darmstadt-Dieburg und der Ober-
bürgermeister der Wissenschaftsstadt Darmstadt 
als geborene Mitglieder des Verbandsvorstandes 
im Vorsitz abwechseln und derjenige von ihnen, 
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schaften der Verbandsmitglieder wählbaren Perso-
nen gewählt. Die Vorschriften des § 6 Abs. 3 bis 5 
gelten entsprechend. 
 
(3) Die Mitglieder des Verbandsvorstandes dürfen 
nicht gleichzeitig Vertreter in der Verbandsver-
sammlung sein. 

wählbaren Personen gewählt. Die Vorschriften des 
§ 6 Abs. 3 bis 5 gelten entsprechend. 
 
(3) Die Mitglieder des Verbandsvorstandes dürfen 
nicht gleichzeitig Vertreter in der Verbandsver-
sammlung sein. 

der den Vorsitz nicht innehat, in dieser Zeit jeweils 
der erste Stellvertreter ist. 

§ 10 
Zuständigkeit des Verbandsvorstandes 
 
Der Verbandsvorstand ist die Verwaltungsbehörde 
des Verbandes. Ihm obliegen 

1.  die Vorbereitung und Ausführung der Be-
schlüsse der Verbandsversammlung, 

2.  die Vorschläge zur Bestellung der Vorstands-
mitglieder und ihrer Stellvertreter nach § 8 
Abs. 4 HSpG, 

3.  die Vertretung des Verbandes und die Führung 
des Schriftwechsels. 

§ 10 
Zuständigkeit des Verbandsvorstandes 
 
Der Verbandsvorstand ist die Verwaltungsbehörde 
des Verbandes. Ihm obliegen 

1.  die Vorbereitung und Ausführung der Be-
schlüsse der Verbandsversammlung, 

2.  die Vorschläge zur Bestellung der Vorstands-
mitglieder und ihrer Stellvertreter nach § 8 
Abs. 4 HSpG, 

3.  die Vertretung des Verbandes und die Führung 
des Schriftwechsels. 

 

§ 11 
Sitzungen des Verbandsvorstandes 
 
(1) Der Verbandsvorsitzende beruft den Verbands-
vorstand nach Bedarf sowie dann ein, wenn min-
destens drei Mitglieder des Verbandsvorstandes 
die Beschlussfassung über einen bestimmten Ver-
handlungsgegenstand beantragen. 
 
(2) Die Einladung muss die Tagesordnung enthal-
ten und soll so rechtzeitig abgesandt werden, dass 
sie den Mitgliedern spätestens eine Woche vor der 
Sitzung zugeht. Die Frist kann in dringenden Fällen 
abgekürzt werden. Bei Verhinderung eines Mitglie-
des ist das stellvertretende Mitglied unverzüglich 
einzuladen. 
 

§ 11 
Sitzungen des Verbandsvorstandes 
 
(1) Der Verbandsvorsitzende beruft den Verbands-
vorstand nach Bedarf sowie dann ein, wenn min-
destens sechsdrei Mitglieder des Verbandsvorstan-
des die Beschlussfassung über einen bestimmten 
Verhandlungsgegenstand beantragen. 
 
(2) Die Einladung muss die Tagesordnung enthal-
ten und soll so rechtzeitig abgesandt werden, dass 
sie den Mitgliedern spätestens eine Woche vor der 
Sitzung zugeht. Die Frist kann in dringenden Fällen 
abgekürzt werden. Bei Verhinderung eines Mitglie-
des ist das stellvertretende Mitglied unverzüglich 
einzuladen. 
 
 

 
 
 
 
 
Folgeänderung 
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(3) Der Verbandsvorstand ist beschlussfähig, wenn 
der Verbandsvorsitzende oder sein Stellvertreter 
und mindestens die Hälfte der Zahl der Vorstands-
mitglieder oder deren Stellvertreter anwesend sind. 
Bei Beschlussunfähigkeit kann binnen einer Woche 
zur Erledigung der gleichen Tagesordnung eine 
neue Sitzung einberufen werden. Bei dieser Sit-
zung ist der Verbandsvorstand ohne Rücksicht auf 
die Zahl der anwesenden Vorstandsmitglieder be-
schlussfähig. Hierauf ist in der Einladung zur zwei-
ten Sitzung ausdrücklich hinzuweisen. 
 
 
(4) Die Beschlüsse werden mit einfacher Stimmen-
mehrheit gefasst. Jedes Mitglied hat eine Stimme. 
Bei Stimmengleichheit ist der Antrag abgelehnt. 
Die Vorstandsmitglieder haben ihre Stimme in ei-
gener Verantwortung abzugeben. In den Fällen des 
§ 10 Ziff. 2 wird geheim abgestimmt, sofern ein Mit-
glied es verlangt. Die Vorschriften des § 8 Abs. 7 
gelten entsprechend. 
 
(5) Über die vom Verbandsvorstand gefassten Be-
schlüsse ist eine Niederschrift zu fertigen, in der 
die Namen der Sitzungsteilnehmer, die Verhand-
lungsgegenstände und das Beratungsergebnis ver-
zeichnet sind. Die Niederschrift ist von dem Vorsit-
zenden und einem weiteren Vorstandsmitglied, das 
an der Sitzung teilgenommen hat, zu unterschrei-
ben und den Vorstandsmitgliedern sodann be-
kanntzumachen. 
 
(6) Der Verbandsvorstand kann den Vorsitzenden 
des Vorstandes der Sparkasse Dieburg zu den Sit-
zungen hinzuziehen. 

(3) Der Verbandsvorstand ist beschlussfähig, wenn 
der Verbandsvorsitzende oder einer seiner Stell-
vertreter und mindestens die Hälfte der Zahl der 
Vorstandsmitglieder oder deren Stellvertreter an-
wesend sind. Bei Beschlussunfähigkeit kann bin-
nen einer Woche zur Erledigung der gleichen Ta-
gesordnung eine neue Sitzung einberufen werden. 
Bei dieser Sitzung ist der Verbandsvorstand ohne 
Rücksicht auf die Zahl der anwesenden Vorstands-
mitglieder beschlussfähig. Hierauf ist in der Einla-
dung zur zweiten Sitzung ausdrücklich hinzuwei-
sen. 
 
(4) Die Beschlüsse werden mit einfacher Stimmen-
mehrheit gefasst. Jedes Mitglied hat eine Stimme. 
Bei Stimmengleichheit ist der Antrag abgelehnt. 
Die Vorstandsmitglieder haben ihre Stimme in eige-
ner Verantwortung abzugeben. In den Fällen des 
§ 10 Ziff. 2 wird geheim abgestimmt, sofern ein Mit-
glied es verlangt. Die Vorschriften des § 8 Abs. 7 
gelten entsprechend. 
 
(5) Über die vom Verbandsvorstand gefassten Be-
schlüsse ist eine Niederschrift zu fertigen, in der die 
Namen der Sitzungsteilnehmer, die Verhandlungs-
gegenstände und das Beratungsergebnis verzeich-
net sind. Die Niederschrift ist von dem Vorsitzen-
den und einem weiteren Vorstandsmitglied, das an 
der Sitzung teilgenommen hat, zu unterschreiben 
und den Vorstandsmitgliedern sodann bekanntzu-
machen. 
 
(6) Der Verbandsvorstand kann den Vorsitzenden 
des Vorstandes der Sparkasse Darmstadt und Die-
burg zu den Sitzungen hinzuziehen. 

Folgeänderung 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Folgeänderung 
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§ 12 
Verbandsvorsitzender 
 
(1) Verbandsvorsitzender ist der Landrat des Land-
kreises Darmstadt-Dieburg. Er ist Ehrenbeamter 
des Verbandes. 
 
 
 
 
 
 
(2) Der Verbandsvorsitzende bereitet die Be-
schlüsse des Verbandsvorstandes vor und führt sie 
aus, soweit nicht andere Vorstandsmitglieder mit 
der Ausführung beauftragt sind. 

§ 12 
Verbandsvorsitzender 
 
(1) Verbandsvorsitzender sind, beginnend am 
1. Juli 2025 mit dem Landrat, im Wechsel von zwei 
Jahren und sechs Monaten ist der Landrat des 
Landkreises Darmstadt-Dieburg und der Oberbür-
germeister der Wissenschaftsstadt Darmstadt. Wer 
den Vorsitz nicht innehat, ist in dieser Zeit erster 
Stellvertreter des Verbandsvorsitzenden. Sie sind 
Er ist Ehrenbeamter des Verbandes. 
 
(2) Der Verbandsvorsitzende bereitet die Be-
schlüsse des Verbandsvorstandes vor und führt sie 
aus, soweit nicht andere Vorstandsmitglieder mit 
der Ausführung beauftragt sind. 

 
 
 
Angepasste Fortführung der bisherigen Reglung 
im Sparkassenzweckverband Dieburg. Der jewei-
lige Verbandsvorsitzende ist kraft dieses Amtes 
zugleich jeweils Verwaltungsratsvorsitzender der 
Sparkasse Darmstadt und Dieburg. 

§ 13 
Vertretung des Verbandes 
 
(1) Der Verband wird von dem Verbandsvorstand 
vertreten. Erklärungen des Zweckverbandes wer-
den in seinem Namen durch den Verbandsvorsit-
zenden oder dessen Stellvertreter abgegeben. 
 
 
(2) Erklärungen, durch die der Zweckverband ver-
pflichtet werden soll, bedürfen der Schriftform. Sie 
sind nur rechtsverbindlich, wenn sie vom Ver-
bandsvorsitzenden oder seinem Stellvertreter so-
wie von einem weiteren Mitglied des Verbandsvor-
standes handschriftlich unterzeichnet sind. Dies gilt 
nicht für Geschäfte der laufenden Verwaltung, die 
für den Zweckverband von nicht erheblicher Be-
deutung sind. 

§ 13 
Vertretung des Verbandes 
 
(1) Der Verband wird von dem Verbandsvorstand 
vertreten. Erklärungen des Zweckverbandes wer-
den in seinem Namen durch den Verbandsvorsit-
zenden oder seinedessen Stellvertreter abgege-
ben. 
 
(2) Erklärungen, durch die der Zweckverband ver-
pflichtet werden soll, bedürfen der Schriftform. Sie 
sind nur rechtsverbindlich, wenn sie vom Ver-
bandsvorsitzenden oder einem seinerm Stellvertre-
ter sowie von einem weiteren Mitglied des Ver-
bandsvorstandes handschriftlich unterzeichnet 
sind. Dies gilt nicht für Geschäfte der laufenden 
Verwaltung, die für den Zweckverband von nicht 
erheblicher Bedeutung sind. 

 
 
 
 
 
 
Folgeänderung 
 
 
 
 
 
Folgeänderung 
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§ 14 
Verbandskosten 
 
Die Verbandskosten trägt die Sparkasse Dieburg. 
Demgemäß wird auf den Erlass einer Haushalts-
satzung, die Aufstellung einer Ergebnis- und Fi-
nanzplanung sowie die Festlegung des zuständi-
gen Rechnungsprüfungsamtes verzichtet. 
 

§ 14 
Verbandskosten 
 
Die Verbandskosten trägt die Sparkasse Darmstadt 
und Dieburg. Demgemäß wird auf den Erlass einer 
Haushaltssatzung, die Aufstellung einer Ergebnis- 
und Finanzplanung sowie die Festlegung des zu-
ständigen Rechnungsprüfungsamtes verzichtet. 
 

 
 
 
Folgeänderung 

§ 15 
Überschüsse 
 
(1) An der Verteilung von Überschüssen der 
Zweckverbandssparkasse, die diesen an den Spar-
kassenzweckverband abführt, nehmen diejenigen 
Verbandsmitglieder teil, die am Ende des Kalen-
derjahres, bei dessen Jahresabschluss der Über-
schuss festgestellt wird, Mitglied des Verbandes 
sind; § 20 Abs. 3 gilt entsprechend. 
 
(2) Die Überschüsse sind von den Verbandsmit-
gliedern für öffentliche, dem gemeinen Nutzen die-
nende Zwecke zu verwenden. 

§ 15 
Überschüsse 
 
(1) An der Verteilung von Überschüssen der 
ZweckverbandssSparkasse, die diesen an den 
Sparkassenzweckverband abführt, nehmen diejeni-
gen Verbandsmitglieder teil, die am Ende des Ka-
lenderjahres, bei dessen Jahresabschluss der 
Überschuss festgestellt wird, Mitglied des Verban-
des sind; § 20 Abs. 3 gilt entsprechend. 
 
(2) Die Überschüsse sind von den Verbandsmitglie-
dern für öffentliche, dem gemeinen Nutzen die-
nende Zwecke zu verwenden. 

 
 
 
Folgeänderung 
 
In Abs. 1 letzter Halbsatz bezüglich der Verteilung 
von Überschüssen der Sparkasse auf § 20 Abs. 3 
zu verweisen, der die Verteilung einer etwaigen 
Haftung betrifft, entspricht der bisherigen Sat-
zungslage und bereitet in der praktischen Anwen-
dung keine Probleme. Ein Bedarf dafür, die modifi-
zierte Regelung aus § 20 Abs. 3 (s.u.) originär an 
dieser Stelle zu verlagern, besteht damit objektiv 
nicht. 

III. Schlussbestimmungen III. Schlussbestimmungen  
§ 16 
Satzungsänderungen 
 
Die Änderung der satzungsmäßigen Aufgaben be-
darf der Genehmigung der Aufsichtsbehörde. 
Sonstige Satzungsänderungen sind der Aufsichts-
behörde anzuzeigen. § 4 Abs. 5 und § 17 dieser 
Satzung bleiben unberührt. Änderungen treten, 
wenn kein späterer Zeitpunkt bestimmt ist, an dem 
auf die öffentliche Bekanntmachung folgenden 
Tage in Kraft. 

§ 16 
Satzungsänderungen 
 
Die Änderung der satzungsmäßigen Aufgaben be-
darf der Genehmigung der Aufsichtsbehörde. 
Sonstige Satzungsänderungen sind der Aufsichts-
behörde anzuzeigen. § 4 Abs. 5 und § 17 dieser 
Satzung bleiben unberührt. Änderungen treten, 
wenn kein späterer Zeitpunkt bestimmt ist, an dem 
auf die öffentliche Bekanntmachung folgenden 
Tage in Kraft. 
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§ 17 
Auflösung 
 
Die Auflösung des Verbandes bedarf der Genehmi-
gung der Aufsichtsbehörde. Etwaiges Vermögen 
des Verbandes wird auf die Verbandsmitglieder 
verteilt; § 20 Abs. 3 und § 15 Abs. 2 gelten entspre-
chend. 

§ 17 
Auflösung 
 
Die Auflösung des Verbandes bedarf der Genehmi-
gung der Aufsichtsbehörde. Etwaiges Vermögen 
des Verbandes wird auf die Verbandsmitglieder 
verteilt; § 20 Abs. 3 und § 15 Abs. 2 gelten entspre-
chend. 

 

§ 18 
Staatsaufsicht 
 
Der Verband untersteht der staatlichen Aufsicht 
nach Maßgabe der §§ 35 bis 37 des Gesetzes über 
die kommunale Gemeinschaftsarbeit - KGG - vom 
16.12.1969 (GVBl. 1969 I S. 307). 

§ 18 
Staatsaufsicht 
 
Der Verband untersteht der staatlichen Aufsicht 
nach Maßgabe der §§ 35 bis 37 des Gesetzes über 
die kommunale Gemeinschaftsarbeit - KGG - vom 
16.12.1969 (GVBl. 1969 I S. 307). 

 

§ 19 
Bekanntmachungen 
 
Bekanntmachungen des Verbandes werden im 
Darmstädter Echo und in der Offenbach Post veröf-
fentlicht. 

§ 19 
Bekanntmachungen 
 
Bekanntmachungen des Verbandes werden im 
Darmstädter Echo und in der Offenbach Post veröf-
fentlicht. 

 
 
 
 

§ 20 
Haftung des Trägers ab dem 19. Juli 2005 
 
(1) Der Träger der Sparkasse am 18. Juli 2005 haf-
tet für die Erfüllung sämtlicher zu diesem Zeitpunkt 
bestehender Verbindlichkeiten der Sparkasse. Für 
solche Verbindlichkeiten, die bis zum 18. Juli 2001 
vereinbart waren, gilt dies zeitlich unbegrenzt, für 
danach bis zum 18. Juli 2005 vereinbarte Verbind-
lichkeiten nur, wenn deren Laufzeit nicht über den 
31. Dezember 2015 hinausgeht. Der Träger wird 
seinen Verpflichtungen aus der Gewährträgerhaf-
tung gegenüber den Gläubigern der bis zum 18. 
Juli 2005 vereinbarten Verbindlichkeiten umgehend 
nachkommen, sobald er bei deren Fälligkeit ord-
nungsgemäß und schriftlich festgestellt hat, dass 
die Gläubiger dieser Verbindlichkeiten aus dem 
Vermögen der Sparkasse nicht befriedigt werden 

§ 20 
Haftung des Trägers ab dem 19. Juli 2005 
 
(1) Der bzw. die Träger der Rechtsvorgänger-Spar-
kassen am 18. Juli 2005 haftent für die Erfüllung 
sämtlicher zu diesem Zeitpunkt bestehender Ver-
bindlichkeiten der Sparkasse nach Maßgabe des 
Absatzes 1a. Für solche Verbindlichkeiten, die bis 
zum 18. Juli 2001 vereinbart waren, gilt dies zeitlich 
unbegrenzt, für danach bis zum 18. Juli 2005 ver-
einbarte Verbindlichkeiten nur, wenn deren Laufzeit 
nicht über den 31. Dezember 2015 hinausgeht. Der 
bzw. die Träger wird/werden seinen/ihren Verpflich-
tungen aus der Gewährträgerhaftung gegenüber 
den Gläubigern der bis zum 18. Juli 2005 verein-
barten Verbindlichkeiten umgehend nachkommen, 
sobald er/sie bei deren Fälligkeit ordnungsgemäß 
und schriftlich festgestellt hat/haben, dass die 

 
 
 
Absatz 1 betrifft aus heutiger Sicht ausschließlich 
in der Vergangenheit liegende Sachverhalte. Die 
Regelung muss fortgeführt werden, da es - wenn 
auch in abnehmendem Ausmaß - aus beiden Aus-
gangssparkassen herrührend noch Sachverhalte 
gibt, die der Gewährträgerhaftung unterfallen. Die 
vorgeschlagenen Anpassungen erscheinen gebo-
ten, um den beschriebenen Vergangenheitsbezug 
sachgerecht abzubilden. 
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können. Verpflichtungen der Sparkasse aufgrund 
eigener Gewährträgerhaftung oder vergleichbarer 
Haftungszusage oder einer durch die Mitgliedschaft 
im Sparkassen- und Giroverband Hessen-Thürin-
gen als Gewährträger vermittelten Haftung sind 
vereinbart und fällig im Sinne von Satz 1 bis 3 in 
dem gleichen Zeitpunkt wie die durch eine solche 
Haftung gesicherte Verbindlichkeit. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(2) Verbindlichkeiten der Sparkasse aus der Bege-
bung von Genussrechtskapital und gegenüber Be-
teiligten sind von der Haftung des Trägers nach 
Abs. 1 ausgeschlossen. 
 
(3) Für die Verbindlichkeiten des Verbandes haften 
untereinander der Landkreis in Höhe von 51 v.H., 
im Übrigen die weiteren Mitglieder untereinander 
im Verhältnis ihrer Einwohnerzahlen, bezogen auf 
die Gebiete, die zum Verbandsgebiet nach § 2 ge-
hören. Maßgebend sind die Einwohnerzahlen, die 

Gläubiger dieser Verbindlichkeiten aus dem Ver-
mögen der Sparkasse nicht befriedigt werden kön-
nen. Verpflichtungen der Sparkasse aufgrund eige-
ner Gewährträgerhaftung oder vergleichbarer Haf-
tungszusage oder einer durch die Mitgliedschaft im 
Sparkassen- und Giroverband Hessen-Thüringen 
als Gewährträger vermittelten Haftung sind verein-
bart und fällig im Sinne von Satz 1 bis 3 in dem 
gleichen Zeitpunkt wie die durch eine solche Haf-
tung gesicherte Verbindlichkeit. 
 
(1a) Für Verbindlichkeiten, die von der früheren 
Stadt- und Kreis-Sparkasse Darmstadt herrühren, 
haften deren seinerzeitige Träger als Gesamt-
schuldner. Im Innenverhältnis haftet die Wissen-
schaftsstadt Darmstadt zu 60 vom Hundert und der 
Landkreis Darmstadt-Dieburg zu 40 vom Hundert. 
Für Verbindlichkeiten, die von der früheren Spar-
kasse Dieburg herrühren, haftet der heutige Spar-
kassenzweckverband Darmstadt und Dieburg. Im 
Innenverhältnis haftet die Wissenschaftsstadt 
Darmstadt insoweit nicht und die weiteren Mitglie-
der untereinander in dem Verhältnis, das sich aus 
der Satzung des Sparkassenzweckverbandes be-
zogen auf den 18. Juli 2005 ergibt. 
 
(2) Verbindlichkeiten der Sparkasse aus der Bege-
bung von Genussrechtskapital und gegenüber Be-
teiligten sind von der Haftung des Trägers nach 
Abs. 1 ausgeschlossen. 
 
(3) Für die Verbindlichkeiten des Verbandes im Üb-
rigen, d.h. jenseits der insoweit speziellen und vor-
rangigen Regelung in den Absätzen 1, 1a und 2, 
gilt Folgendes: 
 
Zunächst erfolgt eine Aufteilung in der Relation 
66,1 % zu 33,9 % auf die Gruppen der Träger der 
früheren Stadt- und Kreis-Sparkasse Darmstadt 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
s.o. - die Ergänzung erscheint geboten, um die für 
bestimmte Alt-Konstellationen noch gegebene Ge-
währträgerhaftung herkunftsgerecht zuzuordnen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Entsprechende Verbindlichkeiten gibt es praktisch 
nicht. Die eigentliche Bedeutung der Regelung be-
steht im Hinblick auf die Verteilung von Ausschüt-
tungen der Sparkasse, da § 15 Abs. 1 insoweit auf 
§ 20 Abs. 3 verweist. 
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das Hessische Statistische Landesamt vor der In-
anspruchnahme des Verbandes zuletzt veröffent-
licht hat. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(4) Ausgeschiedene Mitglieder können nach Abs. 3 
insoweit mit herangezogen werden, als die Ursa-
che für ihre Haftung in der Zeit vor ihrem Ausschei-
den liegt. Inwieweit dies der Fall ist, wird auf Antrag 
eines Beteiligten durch ein Schiedsgericht ent-
schieden. Für das Schiedsgericht stellt jede Partei 
einen Schiedsrichter, während der dritte Schieds-
richter, zugleich Vorsitzender, von der Aufsichtsbe-
hörde bestimmt wird; im Übrigen gelten die Vor-
schriften der §§ 1025 ff. ZPO. 
 

(Wissenschaftsstadt Darmstadt und Landkreis 
Darmstadt-Dieburg; zusammen 66,1 %; Gruppe 1) 
und die Gruppe der Verbandsmitglieder gemäß § 1 
Abs. 1 mit Ausnahme der Wissenschaftsstadt 
Darmstadt (zusammen 33,9 %, Gruppe 2). 
 
Innerhalb der Gruppe 1 erfolgt eine Aufteilung in 
der Relation 60 % zu 40 % auf die Wissenschafts-
stadt Darmstadt (60 %) und den Landkreis Darm-
stadt-Dieburg (40 %). 
 
Innerhalb der Gruppe 2 erfolgt unter Ausschluss 
der Wissenschaftsstadt Darmstadt eine Aufteilung 
auf die Mitglieder gemäß § 1 Abs. 1, wobei inso-
weithaften untereinander der Landkreis Darmstadt-
Dieburg in Höhe von 51 v.H., im Übrigen die weite-
ren Mitglieder gemäß § 1 Abs. 1 Ziff. 3 bis 17 unter-
einander im Verhältnis ihrer Einwohnerzahlen haf-
ten, bezogen auf die Gebiete, die zum Verbands-
gebiet nach § 2 gehören; im Hinblick auf die Ge-
meinde Messel beschränkt auf das Gebiet der 
früheren Grube Messel und im Hinblick auf die Ge-
meinde Roßdorf beschränkt auf das Gebiet der 
früheren Gemeinde Gundernhausen. Maßgebend 
sind die Einwohnerzahlen, die das Hessische Sta-
tistische Landesamt vor der Inanspruchnahme des 
Verbandes zuletzt veröffentlicht hat. 
 
(4) Ausgeschiedene Mitglieder können nach Abs. 3 
insoweit mit herangezogen werden, als die Ursa-
che für ihre Haftung in der Zeit vor ihrem Ausschei-
den liegt. Inwieweit dies der Fall ist, wird auf Antrag 
eines Beteiligten durch ein Schiedsgericht ent-
schieden. Für das Schiedsgericht stellt jede Partei 
einen Schiedsrichter, während der dritte Schieds-
richter, zugleich Vorsitzender, von der Aufsichtsbe-
hörde bestimmt wird; im Übrigen gelten die Vor-
schriften der §§ 1025 ff. ZPO. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Diese Ergänzung ist zusätzlich erforderlich, da die 
Gemeinden Messel und Roßdorf bislang nur mit 
Teilgebieten Mitglied des Sparkassenzweckver-
bandes Dieburg sind. 
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(5) Neu aufgenommene Mitglieder haften nach 
zweijähriger Mitgliedschaft nach Abs. 3 ohne Rück-
sicht auf den Zeitpunkt des Entstehens der Ver-
bindlichkeiten. 

(5) Neu aufgenommene Mitglieder haften nach 
zweijähriger Mitgliedschaft nach Abs. 3 ohne Rück-
sicht auf den Zeitpunkt des Entstehens der Ver-
bindlichkeiten. 

 § 20a 
Übergangsregelung für den Verbandsvorstand 
 
(1) Die gemäß der allgemeinen Regelung in § 9 
Abs. 2 Satz 1 bis zum 31. März 2026 laufende 
Wahlperiode des Verbandsvorstandes endet vor-
zeitig mit Ablauf des 30. Juni 2025. 
 
(2) Für den Zeitraum vom 1. Juli 2025 bis ein-
schließlich 31. März 2026 wählt die Verbandsver-
sammlung Mitglieder des Verbandsvorstandes im 
Übrigen nach den Maßgaben des § 9 Abs. 2.  

 

 § 20b 
Übergangsregelung betr. Überschüsse der Aus-
gangsinstitute aus den Geschäftsjahren 2024 
und 2025 
 
Für Abführungen aus den Jahresergebnissen der 
Geschäftsjahre 2024 und 2025 der Ausgangsinsti-
tute gelten abweichend von § 15 Abs. 1 und § 20 
Abs. 3 folgende Bestimmungen: 
 
1. An Abführungen aus den Jahresergebnissen der 
Geschäftsjahre 2024 und 2025 der Stadt- und 
Kreis-Sparkasse Darmstadt nehmen die Wissen-
schaftsstadt Darmstadt zu 60 v.H. und der Land-
kreis Darmstadt-Dieburg zu 40 v.H. teil. 
 
2. An Abführungen aus den Jahresergebnissen der 
Geschäftsjahre 2024 und 2025 der Sparkasse Die-
burg nehmen diejenigen Mitglieder, die am 31. 
März 2025 Mitglied des Verbandes waren, nach 
Maßgabe der am 31. März 2025 geltenden Fas-
sungen der §§ 15 Abs. 1 und 20 Abs. 3 dieser Sat-
zung teil. 

Für die Verteilung von Abführungen der beiden 
Ausgangsinstitute (Stadt- und Kreis-Sparkasse 
Darmstadt, Sparkasse Dieburg) aus den Ge-
schäftsjahren 2024 und 2025 sollen noch die je-
weiligen bisherigen Regelungen gelten. Entspre-
chend wird in Ziff. 1 bezüglich des Ausgangsinsti-
tutes Stadt- und Kreis-Sparkasse Darmstadt die 
Verteilung in der Relation 60 v.H. (Wissenschafts-
stadt Darmstadt) zu 40 v.H. (Landkreis-Dieburg) 
bestimmt. Hinsichtlich des Ausgangsinstitutes 
Sparkasse Dieburg wird mit Ziff. 2 durch die Be-
zugnahme auf die am 31. März 2025 geltende 
(alte) Fassung der Satzung erreicht, dass 51 v.H. 
dem Landkreis Darmstadt-Dieburg und die verblei-
benden 49 v.H. den weiteren Mitgliedern des Ver-
bandes an diesem Tag (d.h. ohne die Wissen-
schaftsstadt Darmstadt) nach dem am 31. März 
2025 noch geltenden bisherigen Verteilungs-
schlüssel zufließen. 
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§ 20c 
Übergangsregelung betr. Trägerschaft und Haf-
tung 
 
Bis zum Wirksamwerden der Vereinigung der 
Stadt- und Kreis-Sparkasse Darmstadt mit der 
Sparkasse Dieburg gelten abweichend von § 3 fol-
gende Bestimmungen: 
 
(1) Der Verband ist der Träger der Stadt- und 
Kreis-Sparkasse Darmstadt mit Sitz in Darmstadt 
und der Sparkasse Dieburg mit Sitz in Groß-Um-
stadt. Die Anstaltslast wird ersetzt durch die folgen-
den Bestimmungen. Der Träger unterstützt die 
Sparkassen bei der Erfüllung ihrer Aufgaben mit 
der Maßgabe, dass ein Anspruch der Sparkassen 
gegen den Träger oder eine sonstige Verpflichtung 
des Trägers, den Sparkassen Mittel zur Verfügung 
zu stellen, nicht besteht. 
 
(2) Die Sparkassen haften für ihre Verbindlichkei-
ten mit ihrem gesamten Vermögen. Der Träger der 
Sparkassen haftet nicht für deren Verbindlichkei-
ten. 
 

§ 21 
Inkrafttreten der Satzung 
 
Diese Satzung tritt am 31. Dezember 2022 in Kraft. 
 

§ 21 
Inkrafttreten der Satzung 
 
Diese Satzung tritt am 1. Juli 202531. Dezember 
2022 in Kraft. 
 

 

 


